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Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Dezember 1952 

4-23004-2737/52 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 226. Sitzung vom 18. Juli 
1952 den 

Entwurf eines Gesetzes* über die vorläufige 
Regelung der Errichtung neuer Apotheken 
— Nm. 3374, 3413, 3491, 3587 der Drucksachen — 

angenommen. Der Bundesrat hat in seiner 89. Sitzung am 18. Juli 
1952 dem Entwurf zugestimmt. 

Da das Gesetz Vorschriften der Besatzungsbehörde in der amerika- 
nischen Zone berührt, bestanden Bedenken gegen die Verkündung. 
Um einen Einspruch des Amerikanischen Hohen Kommissars zu ver- 
meiden, erschien es ratsam, zuvor den Amerikanischen Hohen 
Kommissar um Aufhebung der dem deutschen Gesetz entgegen- 
stehenden Bestimmungen zu ersuchen. 

Ich erlaube mir ergebenst. Ihnen die Durchschrift der Note der 
Bundesregierung an den Amerikanischen Hohen Kommissar vom 
25. November 1952 zur Kenntnis zu geben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blüdier 


Druck: Bonner Unlversitäts-Budidrudserel Gebr. Sctieur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden. Nietzschestraße 1 



Abschrift von Durdischlag 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
241-08 II 15095/52 


Bonn, den 25. Nov. 1952 


Seiner Exzellenz 

dem Hohen Kommissar 

der Vereinigten Staaten von Amerika 

Herrn Botschafter Walter J. Donnelly 

Bad Godesberg - Mehlem 

Mehlemer Aue, Block III 


Herr Hoher Kommissar, 

Ich beehre mich, Ihre Aufmerksamkeit auf 
f oieende Angelegenheit zu lenken: 

Der Deutsche Bundestag hat im Sommer 
1952 ein Gesetz über die vorläufige Regelung 
der Errichtung neuer Apotheken beschlossen, 
demzufolge bis zum Inkrafttreten einer bun- 
desgesetzlichen Regelung des Apotheken - 
Wesens die Erlaubnis zur Errichtung einer 
Apotheke wieder auf Grund der Bestimmun- 
gen erteilt werden darf, die am 1. Oktober 
1945 in den einzelnen Ländern des Bundes- 
gebietes galten. Eine Abschrift des Gesetzes 
ist beigefügt. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß 
durch dieses Gesetz die in der amerikanischen 
Zone durch die OMGUS-Direktiven vom 
29. November 1948 und 28, März 1949 ge- 
troffene Regelung berührt wird. 

Nach Auffassung der Bundesregierung 
kann jedoch die Anwendung des Grundsatzes 
der Gewerbefreiheit auf die Errichtung neuer 
Apotheken zu erheblichen Unzuträglichkei- 
ten und Gefahren für die Bevölkerung füh- 
ren. Die ungeregelte Vermehrung der Apo- 
theken hat zur Folge, daß durch- den hier- 
durch entstehenden Konkurrenzkampf die 
Apothekeninhaber dazu verleitet werden, die 
Vorschriften über den Vertrieb, die vorrätig 
zu haltenden Arzneimittel, die Abgabe der 
Arzneimittel und die Preisregelung nicht 
mehr zu beachten. Im Interesse einer ord- 


nungsmäßigen Arzneimittelversorgung soll 
daher durch das erwähnte Bundesgesetz 
auch in der amerikanischen Zone die 
Rechtslage vom 1. Oktober 1945 wiederher- 
gestellt werden. Die Regierungen der Länder 
der amerikanischen Besatzungszone haben 
zugesichert, daß bei der Anwendung der am 
1. Oktober 1945 in ihren Ländern gültigen 
Bestimmungen für die Errichtung neuer Apo- 
theken die Richtzahl von 8000 Einwohnern 
je Apotheke zugrunde gelegt werden wird. 

Die Bundesregierung bittet daher den 
Herrn Hohen Kommissar gemäß Art. 7 b des 
revidierten Besatzungsstatuts um Aufhebung 
oder Abänderung der OMGUS-Direktiven 
vom 29. November 1948 und vom 28. März 
1949 insoweit, als durch diese Direktiven 
die geplante bundesgesetzliche Regelung be- 
hindert wird. Eine genaue Bezeichnung, wo 
diese Direktiven durch die amerikanische Mi- 
litärregierung verkündet worden sind, kann 
trotz der Vorschrift der Direktive der Alli- 
ierten Hohen Kommission Nr. 5 Ziffer 1 
vom 6. März 1951 zum Bedauern der Bun- 
desregierung nicht gegeben werden, weil sie 
seinerzeit nicht im Amtsblatt der amerika- 
nischen Militärregierung verkündet worden 
sind. 

Genehmigen Sie, Herr Hoher Kommissar, 
den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch- 
achtung. 

gez. Adenauer 
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Abschrift von Abschrift 


Gesetz über die vorläufige Regelung der Errichtung neuer Apotheken 

Vom 1952 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Bis zum Inkrafttreten einer bundesgesetz- 
lichen Regelung des Apothekenwesens darf 
die Erlaubnis oder die Berechtigung zur Er- 
richtung einer Apotheke nur auf Grund der 
Bestimmungen erteilt werden, die am 1. Ok- 
tober 1945 in den einzelnen Ländern des 
Bundesgebietes galten. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
sobald es gemäß Artikel 87 Abs. 2 seiner Ver- 
fassung die Anwendung dieses Gesetzes be- 
schlossen hat. 


S 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft und tritt sechs Monate 
nach diesem Zeitpunkt außer Kraft. 

(2) Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
anderweitig geltenden landesrechtlichen Vor- 
schriften finden nur für die Dauer dieses Ge- 
setzes keine Anwendung. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ver- 
kündet. 

Bonn, den 1952 

Der Bundespräsident 

Der Bundeskanzler 

Der Bundesminister des Innern 
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